
 

 

OVG Bremen, Beschl. v. 20.3.2025 – 1B 382/24 

Amtlicher Leitsatz: 

1. Die Vorschrift zur Auflösung einer Abstandskollision zwischen einer Spielhalle und einer 

Wettvermittlungsstelle in § 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG begegnet keinen 

verfassungsrechtlichen Bedenken. 

2. Es ist von dem Beurteilungs- und Gestaltungsspielraum des Landesgesetzgebers gedeckt, 

die Auswahl zwischen einer Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle anhand eines 

Losverfahrens vorzunehmen, wenn beide Betreiber die Erlaubnisvoraussetzungen erfüllen. 

Gründe: 

1 I. Die Antragstellerin begehrt die vorläufige Duldung ihrer Spielhalle sowie die 

Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ihrer Klage gegen die auf diese Spielhalle 

bezogene Schließungsverfügung. 

2 Die Antragstellerin betreibt unter der Anschrift … in Bremen eine Spielhalle, für die zuletzt 

eine bis zum 30.06.2023 befristete Betriebserlaubnis erteilt wurde. In einem Abstand von unter 

500 Metern Luftlinie befindet sich unter der Anschrift … eine Wettvermittlungsstelle, deren 

Betriebserlaubnis ebenfalls bis zum 30.06.2023 befristet war. Für beide Standorte wurden 

glücksspielrechtliche Erlaubnisse für die Zeit ab dem 01.07.2023 beantragt. 

3 Am 07.03.2024 führte die Antragsgegnerin aufgrund der Unterschreitung des 

Mindestabstandes eine Losziehung durch, bei der das Los auf die Wettvermittlungsstelle fiel. 

Dieser erteilte die Antragsgegnerin am 12.07.2024 die beantragte glücksspielrechtliche 

Erlaubnis. 

4 Mit Bescheid vom 12.07.2024 lehnte die Senatorin für Wirtschaft, Häfen und Transformation 

den Erlaubnisantrag der Antragstellerin ab, forderte sie auf, den Betrieb der Spielhalle 

umgehend einzustellen und drohte für den Fall der Nichtbefolgung ein Zwangsgeld in Höhe 

von 5.000 Euro an. Hinsichtlich der Schließungsverfügung ordnete sie die sofortige 

Vollziehung an. Zur Begründung führte sie aus, dass der Betrieb der Spielhalle nach § 2 Abs. 

2 Nr. 4 BremSpielhG nicht erlaubnisfähig sei. Die Spielhalle unterschreite den Mindestabstand 

von 500 Metern Luftlinie zu einer Wettvermittlungsstelle und sei im Rahmen des Losverfahrens 

nicht gezogen worden. Die Prüfung der Erlaubnisanträge habe ergeben, dass die 

Erlaubnisvoraussetzungen in gleicher Weise erfüllt seien. Die sofortige Schließung der 

Spielhalle sei verhältnismäßig und die Anordnung der sofortigen Vollziehung erforderlich. Bei 

einem Weiterbetrieb der Spielhalle bestünde die Gefahr, dass weitere Spieler spielsüchtig 

würden und damit schwerwiegende Folgen für die Betroffenen selbst, ihre Familien und die 

Gemeinschaft einträten. 
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5 Die Antragstellerin hat am 23.07.2024 Klage erhoben und am 20.09.2024 um einstweiligen 

Rechtsschutz nachgesucht. Zur Begründung hat sie vorgetragen, dass die lediglich floskelhafte 

und nicht auf den konkreten Einzelfall abstellende Begründung der Anordnung der sofortigen 

Vollziehung den Anforderungen aus § 80 Abs. 3 VwGO nicht gerecht werde. Die Durchführung 

eines Losverfahrens sei verfassungswidrig, da – wie vorliegend – bei miteinander 

konkurrierenden Spielhallen und Wettvermittlungsstellen nicht zuvor auf sachbezogene 

Auswahlkriterien zurückgegriffen werde. Die Regelungen zur Auflösung einer 

Abstandskollision zwischen Spielhallen zeigten, dass eine Auswahlentscheidung durch an den 

Zielen des Glücksspielstaatsvertrages orientierte sachbezogene Kriterien möglich sei. 

6 Mit Beschluss vom 05.11.2024 hat das Verwaltungsgericht den Eilantrag abgelehnt. Die 

Antragstellerin habe keinen Anspruch auf eine vorläufige Duldung ihrer Spielhalle, da der 

Spielhallenbetrieb wegen § 2 Abs. 2 Nr. 4 lit. b) BremSpielhG nicht erlaubnisfähig sei. Das 

Mindestabstandsgebot zwischen Wettvermittlungsstellen und Spielhallen verstoße nicht gegen 

höherrangiges Recht. Die Durchführung eines Losverfahrens begegne keinen rechtlichen 

Bedenken. Der Gesetzgeber sei nicht gezwungen, eine Auswahl vorrangig anhand von 

sachlichen Auswahlkriterien zu treffen. Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden 

Wirkung der Klage gegen die Schließungsverfügung bleibe ebenfalls ohne Erfolg. Die 

Vollziehungsanordnung genüge den formellen Anforderungen aus § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO 

und die vorzunehmende Interessenabwägung falle zugunsten der Antragsgegnerin aus, da sich 

die Schließungsverfügung als rechtmäßig erweise. Es bestehe auch ein besonderes öffentliches 

Interesse an der sofortigen Vollziehung der Verfügung. 

7 Gegen diesen Beschluss wendet sich die Antragstellerin mit der vorliegenden Beschwerde, 

der die Antragsgegnerin entgegengetreten ist. 

8 Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten 

sowie die beigezogenen Behördenakten der Antragsgegnerin Bezug genommen. 

9 II. Die zulässige Beschwerde der Antragstellerin hat keinen Erfolg. Die zu ihrer Begründung 

vorgebrachten Einwände, auf deren Prüfung der Senat gemäß § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO 

beschränkt ist, rechtfertigen keine Änderung des angefochtenen Beschlusses des 

Verwaltungsgerichts. 

1. Ohne Rechtsfehler hat das Verwaltungsgericht entschieden, dass der Versagungsgrund aus § 

2 Abs. 2 Nr. 4 lit. b) BremSpielhG dem Erlaubnisanspruch für den streitgegenständlichen 

Spielhallenbetrieb entgegensteht und die Ausgestaltung des Auswahlverfahrens in § 2a Abs. 6 

BremSpielhG rechtlich nicht zu beanstanden ist. 

10 Die in dem Beschwerdeverfahren dagegen erhobenen Einwände der Antragstellerin führen 

nicht dazu, dass ein Anordnungsanspruch für die von ihr begehrte einstweilige Anordnung 

anzunehmen wäre. Dabei prüft der Senat die Voraussetzungen des geltend gemachten 
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Anordnungsanspruchs in dem vorliegenden Beschwerdeverfahren unter Zugrundelegung des 

nach § 146 Abs. 4 Satz 3 und 6 VwGO maßgeblichen Beschwerdevorbringens nicht nur 

summarisch, sondern abschließend, da mit dem drohenden völligen oder teilweisen Verlust der 

beruflichen Betätigungsmöglichkeit der Antragstellerin grundrechtliche Belastungen von 

erheblichem Gewicht in Rede stehen (st. Rspr., zuletzt OVG Bremen, Beschl. v. 26.11.2024 - 

1 B 176/24, juris Rn. 12 m.w.N.) 

11 a) Die Antragstellerin rügt, das Verwaltungsgericht sei zu Unrecht davon ausgegangen, dass 

im Falle einer Konkurrenz zwischen einer Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle zunächst 

eine Prüfung gemäß § 2a Abs. 6 Nr. 2 BremSpielhG vorgenommen und ein Losverfahren gemäß 

§ 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG erst dann durchgeführt werde, wenn eine Entscheidung nach 

dem Kriterium der bestmöglichen Ausschöpfung der Standortkapazität nicht getroffen werden 

könne. 

12 Die Antragstellerin gibt den Inhalt der angefochtenen Entscheidung unzutreffend wieder. 

Das Verwaltungsgericht hat entgegen ihrer Annahme nicht ausgeführt, dass auch im Falle der 

Konkurrenz zwischen lediglich einer Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle zunächst 

geprüft werde, ob die Standortkapazität bestmöglich ausgeschöpft werden könne. Es hat nur 

hinsichtlich der Konkurrenzregelung in § 2a Abs. 6 Nr. 2 BremSpielhG darauf hingewiesen, 

dass bei mehreren denkbaren Standortkombinationen diejenige auszuwählen sei, welche die 

Standortkapazität bestmöglich ausschöpfe. Dass das Verwaltungsgericht diese Regelung aber 

im vorliegenden Fall – zutreffend – nicht für einschlägig hielt, hat es in dem sich 

anschließenden Satz durch die Bezugnahme auf den vorliegenden Sachverhalt („wie hier“) 

deutlich gemacht und aufgezeigt, dass in den Fällen, in denen keine verschiedenen 

Standortkombinationen miteinander konkurrieren, gemäß § 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG 

zwischen den Standorten ein Losverfahren durchzuführen sei (S. 4 f. des Beschlusses). 

13 b) Die Antragstellerin hält die Auswahlentscheidung für rechtswidrig, weil ein Losverfahren 

erst nach der Anwendung und Ausschöpfung sachbezogener Auswahlkriterien als letztes Mittel 

durchgeführt werden dürfe. Ihre Einwände gegen die Verfassungskonformität des § 2a Abs. 6 

Nr. 1 BremSpielhG verfangen jedoch nicht. 

14 Das Mindestabstandsgebot aus § 2 Abs. 2 Nr. 4 lit. b) BremSpielhG, das damit 

zusammenhängende Auswahlverfahren bei miteinander konkurrierenden 

Glücksspielstandorten nach § 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG und damit auch die 

gesetzgeberische Entscheidung, Abstandskollisionen in diesen Fällen durch Losentscheid 

aufzulösen, greifen in die Berufsausübungsfreiheit der Antragstellerin aus Art. 12 Abs. 1 GG 

ein und bedürfen einer verfassungsrechtlichen Rechtfertigung (vgl. NdsOVG, Beschl. v. 

02.08.2021 - 11 ME 104/21, juris Rn. 17 zum NGlüSpG). Die Antragstellerin, die sich allein 

gegen das in § 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG normierte Auswahlverfahren in Gestalt eines 

Losentscheids wendet, hat nicht aufgezeigt, dass es an einer verfassungsrechtlichen 
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Rechtfertigung fehlt. Sie legt auch nicht dar, dass § 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG gegen den 

ebenfalls zu beachtenden allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG (siehe dazu 

HmbOVG, Beschl. v. 20.10.2020 - 4 Bs 226/18, juris Rn. 63) verstößt. 

15 aa) Bei der Beurteilung der Frage, anhand welcher Kriterien und Maßstäbe eine 

Konkurrenzsituation zwischen mehreren Glücksspielstandorten aufgelöst werden soll, steht 

dem Gesetzgeber ein weiter Spielraum zu (vgl. NdsOVG, Beschl. v. 02.08.2021 - 11 ME 

104/21, juris Rn. 23; OVG Bln-Bbg, Beschl. v. 24.07.2020 - OVG 1 N 77.19, juris Rn. 10). 

Dieser Beurteilungs- und Gestaltungsspielraum ist für die Gerichte nur dahingehend 

überprüfbar, ob die gesetzgeberischen Erwägungen willkürlich bzw. offensichtlich fehlerhaft 

sind (vgl. BVerfG, Beschl. v. 07.03.2017 - 1 BvR 1314/12 u.a., juris Rn. 137; NdsOVG, Beschl. 

v. 02.08.2021 - 11 ME 104/21, juris Rn. 23). Der Landesgesetzgeber ist im Rahmen seines 

Gestaltungsspielraums daher nicht gehindert, aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität ein 

sachgerechtes Auswahlkriterium vorzusehen, das der Verwaltung die Bewältigung von 

schwierigen Konkurrenzsituationen möglichst effektiv, zeitnah und anwendungssicher 

ermöglicht (HmbOVG, Beschl. v. 09.07.2018 - 4 Bs 12/18, juris Rn. 101, 104). Es steht ihm 

mit anderen Worten offen, durch ausdrückliche gesetzliche Anordnung zu bestimmen, dass 

(etwa aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität) in der Auswahlentscheidung durch die 

Behörde nicht weiter zu bewerten ist, inwieweit zwischen den die Erlaubnisvoraussetzungen 

beachtenden, insoweit auf einer Stufe stehenden Bewerbern Unterschiede vorliegen, die sich 

auf die Erreichung bzw. Förderung der Ziele des § 1 GlüStV 2021 auswirken können (so auch 

OVG NRW, Urt. v. 10.10.2019 - 4 A 1826/19, juris Rn. 51 m.w.N.). Verfassungsrechtlich 

gefordert ist lediglich, dass sich die wesentlichen Parameter der Auswahlentscheidung dem 

Gesetz entnehmen lassen (BVerfG, Beschl. v. 07.03.2017 - 1 BvR 1314/12 u.a., juris Rn. 182 

ff.) 

16 bb) § 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG, der dem zuletzt genannten verfassungsrechtlichen 

Erfordernis genügt, ermöglicht der Verwaltung eine rechtssichere, zeitnah umsetzbare 

Auswahlentscheidung und hält sich im Rahmen des dem Landesgesetzgeber zustehenden 

Beurteilungs- und Gestaltungsspielraums. Der bremische Landesgesetzgeber ist im Falle der 

Abstandskollision zwischen einer Spielhalle und einer Wettvermittlungsstelle davon 

ausgegangen, dass diese Glücksspielstandorte auf einer Stufe stehen, sofern sie die geforderten 

Erlaubnisvoraussetzungen erfüllen, und hat sich aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität 

entschieden, zwischen diesen nicht anhand materieller Kriterien weiter zu differenzieren. 

Dagegen ist aus Rechtsgründen nichts zu erinnern. 

17 (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat sich bereits 2016 mit der Verfassungskonformität des 

Berliner Landesrechts zur Auflösung von Mindestabstandskollisionen zwischen 

Spielhallenstandorten befasst. Dort ist für den Fall von lediglich zwei miteinander 

konkurrierenden Standorten in § 7 Abs. 1 Nr. 1 MindAbstUmsG Bln geregelt, dass ohne 
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vorherigen Rückgriff auf materielle Auswahlkriterien das Los zwischen den Standorten 

entscheidet. In diesem Auswahlverfahren können jedoch lediglich die Bestandsspielhallen 

berücksichtigt werden, die sämtliche qualifizierten Voraussetzungen nach § 2 Abs. 3 SpielhG 

Bln erfüllen. Dies begegne keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Es sei gewährleistet, dass 

die in das Losverfahren gelangenden Antragsteller und deren Bestandsspielhallen hinsichtlich 

der für die Eindämmung der Suchtgefahr relevanten inhaltlichen Kriterien auf einer Stufe 

stünden. Die dem Losverfahren vorangehenden Auswahlkriterien müssten nicht um das 

Kriterium der Anzahl der aktuell aufgestellten Spielgeräte angereichert werden, weil die 

geltende Höchstzahl stets ausgeschöpft werden dürfe. Da die Zuverlässigkeit des Antragstellers 

eine zwingende Erlaubnisvoraussetzung sei, habe sich dem Gesetzgeber auch keine Auswahl 

nach der Dauer des Betriebes der jeweiligen Spielhalle durch den Antragsteller (Anciennität) 

aufdrängen müssen. Eine Auswahl anhand des Zeitpunkts des Eingangs des Erlaubnisantrags 

(Priorität) sei ebenfalls nicht geboten und für eine bevorzugte Auswahl zertifizierter 

Bestandsspielhallen fehle es an einem staatlich anerkannten Zertifizierungsverfahren, auf das 

schon wegen der Schwere eines solchen Eingriffs nicht verzichtet werden könne (zum Ganzen 

BVerwG, Urt. v. 16.12.2016 - 8 C 6.15, juris Rn. 54 f.). 

18 Mit dieser höchstrichterlichen Entscheidung, die das Verwaltungsgericht auch dem 

angefochtenen Beschluss zugrunde gelegt hat (S. 5 des Beschlusses), setzt sich die 

Antragstellerin nicht auseinander. Sie behauptet lediglich, die Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichts sei auf den vorliegenden Sachverhalt nicht uneingeschränkt 

übertragbar, erläutert dies aber nicht. Wesentliche Unterschiede zwischen dem Berliner 

Landesrecht, das Vorbild für § 2a Abs. 6 BremSpielhG war (Bürgerschafts-Drs. 20/1465, S. 

15), und der vorliegend in Streit stehenden Regelung zur Auflösung einer Abstandskollision, 

die einer Übertragbarkeit der Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts entgegenstehen 

könnten, sind auch nicht ersichtlich. Die in § 2 Abs. 3 SpielhG Bln geregelten 

Erlaubnisversagungsgründe, die nach dem Berliner Landesrecht einer Berücksichtigung im 

Auswahlverfahren entgegenstehen, entsprechen im Wesentlichen den in § 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, 

7 und 9 BremSpielhG aufgeführten Versagungsgründen. Auch im Geltungsbereich des 

Bremischen Spielhallengesetzes werden Bestandsspielhallen, die – wie vorliegend – lediglich 

mit einer Wettvermittlungsstelle konkurrieren, nur dann in das Auswahlverfahren einbezogen, 

wenn sie die Erlaubnisvoraussetzungen des § 2 Abs. 2 BremSpielhG erfüllen. Dies ergibt sich 

aus § 2a Abs. 6 Nr. 1 Halbsatz 2 BremSpielhG, der darauf abstellt, dass eine Erlaubnis für eine 

Spielhalle oder Wettvermittlungsstelle „erteilt werden kann“, sowie aus den 

Gesetzgebungsmaterialien (Bürgerschafts-Drs. 20/1465, S. 15). Die Errichtung und der Betrieb 

der Spielhalle darf insbesondere nicht den Zielen des § 1 GlüStV 2021 zuwiderlaufen (§ 2 Abs. 

2 Nr. 10 BremSpielhG). Liegt dieser Versagungsgrund nicht vor, geht der bremische 

Landesgesetzgeber davon aus, dass die Glücksspielbetreiber insoweit auf einer Stufe stehen. 

Damit macht das Bremische Landesrecht noch deutlicher als das Berliner Landesrecht, das 

einen auf die Ziele des § 1 GlüStV 2021 abstellenden Versagungsgrund nicht enthält, dass nur 
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Glücksspielbetreiber in dem Auswahlverfahren berücksichtigt werden dürfen, die hinsichtlich 

der für die Eindämmung der Suchtgefahr relevanten inhaltlichen Kriterien auf einer Stufe 

stehen. Entsprechendes gilt für Wettvermittlungsstellen, die die allgemeinen (§ 3 BremGlüG) 

und besonderen (§ 5 BremGlüG) Erlaubnisvoraussetzungen erfüllen müssen, und deren Betrieb 

kein Versagungsgrund entgegenstehen darf (§ 5a Abs. 2 BremGlüG), um im Auswahlverfahren 

berücksichtigt werden zu können (§ 5b Abs. 2 Nr. 1 Halbsatz 2 BremGlüG). 

19 (2) Soweit die Antragstellerin meint, die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts sei 

durch nachfolgende obergerichtliche Entscheidungen und eine Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts überholt, zieht sie die Verfassungskonformität des § 2a Abs. 6 Nr. 

1 BremSpielhG ebenfalls nicht durchgreifend in Zweifel. Das Niedersächsische 

Oberverwaltungsgericht hat in einem obiter dictum, auf das sich die Antragstellerin auch in 

dem Beschwerdeverfahren beruft, seine Zweifel an der Verfassungskonformität der zum 

Zeitpunkt der Entscheidung geplanten Änderung des Niedersächsischen Glücksspielgesetzes, 

die die generelle Durchführung eines Losverfahrens ohne vorherigen Rückgriff auf materielle 

Auswahlkriterien vorsah, geäußert. Die Auswahl zwischen konkurrierenden 

Spielhallenbetreibern dürfe nicht ausschließlich zufallsbezogen durch Losentscheid 

herbeigeführt werden. Ein Losverfahren komme vielmehr erst dann in Frage, wenn sich 

mehrere Spielhallen nach Festlegung von sachbezogenen Auswahlkriterien und deren 

Anwendung auf den konkreten Einzelfall als gleichrangig erwiesen (NdsOVG, Beschl. v. 

04.09.2017 - 11 ME 330/17, juris Rn. 24). Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht setzt 

sich, worauf bereits das Verwaltungsgericht hingewiesen hat, in seinem obiter dictum aber nicht 

mit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zum Berliner Landesrecht auseinander. 

20 Die Antragstellerin legt auch nicht dar, inwiefern die Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichts durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts überholt 

sei. Sie nimmt bei verständiger Würdigung ihres Vorbringens die Grundsatzentscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts zum Recht der Spielhallen vom 07.03.2017 (1 BvR 1314/12 u.a.) 

in den Blick. Darin hat das Bundesverfassungsgericht im Zusammenhang mit der Frage, ob die 

wesentlichen Parameter der Auswahlentscheidung aufgrund des Vorbehalts des Gesetzes 

zwingend gesetzlich normiert sein müssen, ausgeführt, dass der Gesetzgeber die „Bewältigung 

der vielgestaltigen Auswahlkonstellationen anhand sachgerechter Kriterien“ den zuständigen 

Behörden überlassen könne, da eine ausdrückliche gesetzliche Regelung, soweit ersichtlich, nur 

ein geringes Mehr an Bestimmtheit und Rechtsklarheit schaffen könne. Die geforderte 

Berücksichtigung der grundrechtlich geschützten Positionen der Spielhallenbetreiber gebiete es 

auch ohne ausdrückliche gesetzliche Bestimmung, dass die zuständigen Behörden sich eines 

Verteilmechanismus bedienten, der die bestmögliche Ausschöpfung der bei Beachtung der 

Mindestabstände verbleibenden Standortkapazität in dem relevanten Gebiet ermögliche 

(BVerfG, a.a.O. Rn. 185). Anders als die Antragstellerin anzunehmen scheint, lässt sich diesen 

Ausführungen nicht entnehmen, dass ein Losverfahren aus verfassungsrechtlichen Gründen erst 
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nach Ausschöpfung von materiellen Kriterien als letztes Mittel einer Auswahlentscheidung 

zwischen zwei Glücksspielstandorten durchgeführt werden darf. Insbesondere stehen sie der 

Annahme des Bundesverwaltungsgerichts, der Landesgesetzgeber dürfe bei der Erfüllung von 

qualifizierten Erlaubnisvoraussetzungen durch beide bzw. alle Glücksspielbetreiber von einem 

Gleichstand hinsichtlich der für die Eindämmung der Suchtgefahr relevanten inhaltlichen 

Kriterien ausgehen und einen Losentscheid treffen, nicht entgegen. Der Verweis auf 

„sachgerechte Kriterien“ verdeutlicht nach Auffassung des Senats lediglich, dass der 

Landesgesetzgeber die Auswahlentscheidung nicht nach sachfremden Kriterien treffen darf. Er 

besagt aber gerade nicht, dass die Auswahl anhand eines Losentscheids sachfremd wäre, wenn 

mit Blick auf die in § 1 GlüStV 2021 genannten Ziele des Glücksspielstaatsvertrages von einem 

Gleichstand ausgegangen wird. 

21 Soweit das Bundesverfassungsgericht die bestmögliche Ausschöpfung der bei Beachtung 

der Mindestabstände verbleibenden Standortkapazität verlangt, weist das Verwaltungsgericht 

zutreffend darauf hin, dass das Bremische Spielhallengesetz dem nachkommt. In den Fällen 

einer Abstandskollision zwischen mindestens drei Glücksspielstandorten – nur dann existieren 

unterschiedliche Standortkombinationen – sieht § 2a Abs. 6 Nr. 2 Satz 1 BremSpielhG im 

Einklang mit diesem Erfordernis vor, dass die bestmögliche Ausschöpfung der 

Standortkapazität gegenüber einem Losentscheid vorrangig ist. Entsprechendes gilt für das 

Bremische Glücksspielgesetz (§ 5b Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 BremGlüG). 

22 (3) § 2a Abs. 6 Nr. 1 BremSpielhG verstößt auch nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG, indem 

danach die Betreiber der Glücksspielstandorte, die („nur“) die geforderten 

Erlaubnisvoraussetzungen erfüllen, in dem Auswahlverfahren berücksichtigt werden und 

zwischen ihnen per Losentscheid ausgewählt wird. Für eine allein in Betracht kommende 

grundsätzlich unzulässige Gleichbehandlung von im Wesentlichen Ungleichem fehlt es an 

Anhaltspunkten dafür, dass zwischen Glücksspielbetreibern, die die Erlaubnisvoraussetzungen 

erfüllen, weiter zu differenzieren ist, so dass diese als „im Wesentlichen ungleich“ angesehen 

werden können. Der Landesgesetzgeber durfte aufgrund des ihm zustehenden Beurteilungs- 

und Gestaltungsspielraums insbesondere davon ausgehen, dass sich eine wesentliche 

Ungleichheit nicht aus unterschiedlichen Bemühungen der Betreiber, Spielsucht zu bekämpfen 

oder zu vermeiden und den Spielerschutz zu fördern, ergibt. Abgesehen davon, dass eine 

Anknüpfung an die Ziele des § 1 GlüStV 2021 in vielen Fällen zu lediglich marginalen (und 

damit nicht „wesentlichen“) Unterschieden zwischen den konkurrierenden Betrieben führen 

und in hohem Maße klärungsbedürftig und streitbefangen sein dürfte, stellt sich auch die Frage, 

nach welchem Maßstab sich der qualitative und quantitative Umfang dieser Bemühungen 

bemessen könnte und wie der einzelne Glücksspielbetreiber im Verhältnis zu einem 

potentiellen Konkurrenten seine eigenen (überobligatorischen) Bemühungen bewerten und die 

des Konkurrenten erkennen und bemessen können soll. Es ist daher nicht sachwidrig, wenn bei 

der Auswahl diejenigen Glücksspielbetreiber gleichbehandelt werden, die die geforderten 
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Erlaubnisvoraussetzungen erfüllen (vgl. HmbOVG, Beschl. v. 09.07.2018 - 4 Bs 12/18, juris 

Rn. 105, 106). Da eine Berücksichtigung im Auswahlverfahren voraussetzt, dass die 

(allgemeinen und besonderen) Erlaubnisvoraussetzungen erfüllt werden (§ 2 Abs. 2 

BremSpielhG, § 3, § 5, § 5a Abs. 2 BremGlüG) und damit insbesondere die 

glücksspielrechtliche Zuverlässigkeit gegeben sein muss, werden auch keine „schwarzen 

Schafe" unter den Glücksspielbetreibern den redlichen gleichgestellt (vgl. OVG Bln-Bbg, 

Beschl. v. 24.04.2020 - OVG 1 S 26/20, juris Rn. 8). 

23 (4) Die Antragstellerin zieht auch die zusätzliche Annahme des Verwaltungsgerichts, bei 

Spielhallen einerseits und Wettvermittlungsstellen andererseits handele es sich um 

verschiedene Glücksspielformen, bei denen ein Vergleich anhand sachlicher Kriterien mit 

zusätzlichen Schwierigkeiten verbunden sei (S. 5 des Beschlusses), nicht durchgreifend in 

Zweifel. Die Ausführungen des Verwaltungsgerichts stehen entgegen der Auffassung der 

Antragstellerin insbesondere nicht im Widerspruch zu der Annahme, dass „beide 

Glücksspielangebote einander […] ähnlich“ seien (S. 4 des Beschlusses). Diese Angabe bezieht 

sich auf eine vergleichbare Gefährlichkeit beider Glücksspielformen. Eine mit Blick auf die 

Spielsucht vergleichbare Gefährlichkeit besagt aber nicht, dass ein Vergleich anhand 

materieller Kriterien ohne weiteres möglich wäre; dass dieser unmöglich wäre, hat das 

Verwaltungsgericht nicht angenommen. 

24 Soweit die Antragstellerin meint, mit Blick auf die für die Auswahlentscheidung zwischen 

konkurrierenden Spielhallen festgelegten Kriterien in § 2a Abs.2 bis 5 BremSpielhG hätten für 

die Abstandskollision zwischen Spielhallen und Wettvermittlungsstellen „vergleichbare – 

möglicherweise sogar: nahezu identische sachbezogene Auswahlkriterien“ entwickelt werden 

können, bleibt unklar, welches mit dem wohl vorrangig angesprochene § 2a Abs. 4 Nr. 1 

BremSpielhG identische oder vergleichbare Auswahlkriterien auch zur Auflösung von 

Abstandskollisionen mit Wettvermittlungsstellen geeignet sein könnte. Die in § 2a Abs. 4 Nr. 1 

BremSpielhG genannten Unterhaltungsgeräte sind typischerweise nicht in 

Wettvermittlungsstellen aufgestellt. 

25 (5) Die Antragstellerin legt darüber hinaus nicht dar, welche materiellen Auswahlkriterien 

ihrer Ansicht nach vor der Durchführung eines Losverfahrens zu berücksichtigen seien, 

geschweige denn, dass sie im Falle einer Auswahlentscheidung anhand dieser Kriterien ein Prä 

gegenüber der mit ihr konkurrierenden Wettvermittlungsstelle hätte. Damit wird das 

Beschwerdevorbringen den Darlegungsanforderungen aus § 146 Abs. 4 Satz 3 VwGO nicht 

gerecht. Denn für den Erfolg der Beschwerde ist entscheidend, ob die Entscheidung des 

Verwaltungsgerichts im Ergebnis zutreffend ist (vgl. OVG Bremen, Beschl.v. 05.03.2025 - 1 B 

372/24, juris Rn. 44 m.w.N.). 

26 Die Antragstellerin zeigt nicht auf, dass der von ihr behauptete Anordnungsanspruch – 

entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts – besteht. Denn ihr Rechtsschutzbegehren 
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in dem Hauptsacheverfahren ist auf die Erteilung einer spielhallenrechtlichen Erlaubnis zu 

ihren Gunsten (Verpflichtungsbegehren) gerichtet, das im einstweiligen Rechtsschutzverfahren 

mit der begehrten vorläufigen Duldung ihrer Spielhalle korrespondiert. Hierfür müsste sie aber 

darlegen, dass und weshalb ihr ohne Durchführung eines Losverfahrens ein Anspruch auf 

Erteilung der begehrten Erlaubnis zusteht. Die Antragstellerin behauptet nicht, dass der 

Betreiberin der mit ihrer Spielhalle kollidierenden Wettvermittlungsstelle schon dem Grunde 

nach keine Erlaubnis hätte erteilt werden dürfen und sie – die Antragstellerin – zwangsläufig 

zum Zuge hätte kommen müssen, weil nur sie die Erlaubnisvoraussetzungen erfüllt (vgl. auch 

OVG Bremen, Beschl. v. 26.11.2024 - 1 B 176/24, juris Rn. 39). 

27 Solcher Darlegungen bedarf es trotz eines möglicherweise in der Hauptsache bestehenden 

Neubescheidungsanspruchs. Zwar könnte die Antragstellerin im Hauptsacheverfahren, in dem 

sie noch keinen konkreten Klageantrag angekündigt hat, im Falle der Unzulässigkeit einer 

Auswahlentscheidung durch Losentscheid von der Antragsgegnerin die Neubescheidung ihres 

Erlaubnisantrages beanspruchen. Der Neubescheidungsanspruch wäre vorliegend aber nicht 

sicherungsfähig. Ein Neubescheidungsanspruch kann grundsätzlich auch im Rahmen des 

einstweiligen Rechtsschutzverfahrens nach § 123 Abs. 1 VwGO durch Verpflichtung der 

Antragsgegnerin zur Neubescheidung gesichert werden. Diese kommt in Betracht, wenn ein 

berechtigtes Interesse daran besteht, dass die Behörde möglichst frühzeitig eine (erneute) 

Ermessensentscheidung trifft, weil ein Abwarten dem Antragsteller nicht zugemutet werden 

kann (OVG NRW, Beschl. v. 20.05.2021 - 8 B 1967/20, juris Rn. 75 ff.; vgl. auch OVG 

Bremen, Beschl. v. 24.10.2019 - 2 B 282/19, juris Rn. 16 ff. und zuletzt Beschl. v. 26.11.2024 

- 1 B 176/24, juris Rn. 40). Für das Vorliegen eines solchen Interesses ist hier aber nichts 

vorgetragen worden und auch sonst nichts ersichtlich. Die Antragstellerin hat – auch durch 

ihren Vortrag zur begehrten Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ihrer gegen die 

Schließungsverfügung erhobenen Klage (dazu sogleich) – nicht glaubhaft gemacht, dass eine 

Verpflichtung zur Neubescheidung im Wege der einstweiligen Anordnung zur Vermeidung der 

Schaffung vollendeter Tatsachen erforderlich wäre und ein Verweis auf das 

Hauptsacheverfahren einen unwiederbringlichen Rechtsverlust zur Folge hätte. 

28 2. Soweit die Antragstellerin die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ihrer gegen 

die Schließungsverfügung (Ziffer 2 des Bescheides vom 12.07.2024) erhobenen Klage begehrt, 

bleibt die Beschwerde ebenfalls ohne Erfolg. 

29 Die Antragstellerin macht auch in dem Beschwerdeverfahren geltend, dass die Anordnung 

der sofortigen Vollziehung den formellen Anforderungen des § 80 Abs. 3 VwGO nicht genüge, 

da die Antragsgegnerin lediglich den Gesetzeswortlaut wiedergegeben und pauschaliert 

ausgeführt habe, dass die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Spielsuchtprävention und 

dem Spielerschutz diene. Sie setzt sich aber nicht mit der angefochtenen Entscheidung 

auseinander. Das Verwaltungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass die 
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Antragsgegnerin die Erwägungen, die sie dazu bewogen haben, von dem Regelfall des 

Suspensiveffekts abzuweichen, vorliegend in einer für die Antragstellerin nachvollziehbaren 

Weise dargelegt hat. Je mehr das öffentliche Interesse an einer sofortigen Vollziehung nach der 

Art des Verwaltungsaktes nicht nur in individuell abgrenzbaren Einzelfällen, sondern in 

typischen Anwendungsfällen zu erwarten ist, umso mehr reicht es aus, in den Formulierungen 

zur Begründung einer Vollziehungsanordnung auch nur die typischen Gesichtspunkte zu 

bezeichnen, die dafür maßgebend sind (OVG Bremen, Beschl. v. 17.06.2024 - 1 B 71/24, juris 

Rn. 23 m.w.N.). So liegt es auch hier. 

30 Soweit die Antragstellerin in diesem Zusammenhang rügt, die Antragsgegnerin habe 

lediglich Thesen aufgestellt, die weder belegt noch tatsächlich zutreffend, sondern schlichtweg 

falsch seien, zieht sie die Annahme einer formell fehlerfreien Vollziehungsanordnung ebenfalls 

nicht in Zweifel. Hat die Behörde – wie hier – die Erwägungen, die sie zur Anordnung der 

sofortigen Vollziehung veranlasst haben, hinreichend nachvollziehbar dargelegt, ist für die 

Einhaltung des formellen Begründungserfordernisses unbeachtlich, ob die Erwägungen der 

Behörde inhaltlich zutreffen und in jeder Hinsicht mangelfrei sind (OVG Bremen, Beschl. v. 

17.06.2024 - 1 B 60/24, juris Rn. 22 und Beschl. v. 14.03.2017 - 2 PA 6/17, juris Rn. 6, jeweils 

m.w.N.). Erweisen sich die von der Behörde in der Begründung angeführten Gründe als nicht 

tragfähig, um das besondere öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung rechtfertigen 

zu können, liegt kein formeller Begründungsmangel im Sinne des § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO 

vor, sondern ein Fall, in dem im Rahmen der vom Gericht vorzunehmenden 

Interessenabwägung das private Suspensivinteresse das öffentliche Vollziehungsinteresse 

überwiegt. Dass dies der Fall wäre, hat die Antragstellerin jedoch selbst nicht behauptet. 

31 III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streitwertfestsetzung beruht 

auf § 53 Abs. 2, § 52 Abs. 1 GKG i.V.m. Ziffer 54.2.1 und Ziffer 1.5 des Streitwertkatalogs für 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013. 

 




